
 auf die Auffassung, das Gesetz wende sich an das Volk, zurück­

zuführen sei.“ Es sei aber heute „verkehrt im Gesetz einen Be­
fehl an die Untertanen zu sehen; und mit der richtigen Auffassung“
stehe „die heutige Form der Gesetzesverkündigung im Einklang.“
(S. 13.) Nach diesen Angaben und der Betonung, daß es die
F o r m der Publikation sei, die die Annahme ausschließe, es
richte sich das Gesetz an das Volk, bleibt M. E. Mayer zur Ver­
teidigung nur die Tatsache übrig, daß das Volk die Gesetze weder
kenne noch auch kennen könne. Demgegenüber hebt Brütt1)
sehr richtig hervor, daß auch die Richter nicht das ganze Recht
kennen, und daß überhaupt die tatsächliche Kenntnis oder Un­
kenntnis des Rechts für die- Fragt} nach dem Normadressaten
ganz gleichgiltig sei. Die Frage lautet' eben einfach: An wen
richtet sich das Gesetz? nicht aber: Wer kennt das Gesetz? und

auch nicht: Wer kann das Gesetz kennen? Nur dann, wenn der
Gesetzgeber die Möglichkeit der Kenntnisnahme, soweit es an ihm
liegt, einschränken würde, wäre der Rückschluß berechtigt, es richte
sich das Gesetz nicht an alle Gesetzesuntertanen. Daß der Gesetz­
geber dies getan habe, dafür liegt kein Beweis vor. Die Schwierig­
keit der Gesetzeskenntnis folgt aus der Schwierigkeit der Rechts­

kenntnis.FürdieFrage nach dem Adressaten der Gesetze genügt

hier die Feststellung, daß die Publikation2) und die vacatio legis
eine Beschränkung in der Adresse der Gesetze nicht ersehen

lassen, daß sie vielmehr gerade eine weitgehende Kenntnis der
Gesetze ermöglichen.

 Nicht jede in einer Gemeinschaft von einer zur Gesetzgebung
befugten Autorität ausgehende Aeußerung ist ein Gesetz. Es
kann vielmehr nur eine solche Aeußerung Gesetz genannt werden,
welche die Verkörperung von Recht darstellt. (S. 91 ff.)

 „Die Gesetzgebung ... ist der Beruf des Staates, kraft seiner
Autorität die Gesamtheit der Rechtsregeln zu erzeugen, welche

 9 Die Kunst der Rechtsanwendung, Berlin 1907, S. 27.2) Kierulff nennt sie in seiner Theorie des Gemeinen Civil-Rechts,

Altonii 1839, S. 16 „ein dem Begriff des Gesetzes integrierendes Merkmal,“


